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[Platzhalter Wappen Bundesland]
	Name der erlassenden Behörde

	[u.s. Informationen zu Antragsteller/-in]
	Ort, Datum

	Vorname Nachname
	Postanschrift zust. Stelle

	Straße
	[ggf. zweite Zeile für Anschrift]

	PLZ Ort
	Vorgangsnummer/ Aktenzeichen

	Land
	E-Mail-Adresse

	
	Telefonnummer

	[Ggf. Informationen zu bevollmächtigter Person oder Personaldienstleister ergänzen]
	Name Sachbearbeiter/-in/ Zimmer



[bookmark: _Hlk221517005][bookmark: _Hlk221269048]Bescheid über die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Wählen Sie ein Element aus. – Wahl der Anpassungsmaßnahme erforderlich

Sehr Wählen Sie ein Element aus. Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.,

vielen Dank, dass Sie Ihre Qualifikation anerkennen lassen möchten. Die Anerkennung ist eine Voraussetzung, um in Deutschland als Wählen Sie ein Element aus. arbeiten zu können. Nach Prüfung Ihres Antrags erlässt [Name zust. Stelle einfügen] folgenden 

Bescheid:

	[bookmark: _Hlk221517293]
1. Ergebnis: Sie haben auf die Prüfung der Gleichwertigkeit durch [Name zust. Stelle einfügen] verzichtet. Die Gleichwertigkeit Ihrer Qualifikation zur deutschen Referenzqualifikation wird daher nicht festgestellt. 


2. [bookmark: _Hlk221517829]Für den Nachweis eines gleichwertigen Kenntnisstands müssen Sie noch eine Anpassungsmaßnahme absolvieren. 
     Wählen Sie zwischen 
            a) der Kenntnisprüfung oder 
            b) dem Anpassungslehrgang mit Abschlussgespräch. 


3. Kosten: Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. Euro erhoben. 






Begründung:

[bookmark: _Hlk185249625]Ihr Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Wählen Sie ein Element aus. ist bei uns am Klicken oder tippen Sie, um ein Datum einzugeben. eingegangen. Mit Ihrem Antrag haben Sie auf die Prüfung der Gleichwertigkeit Ihrer Berufsqualifikation mit der deutschen Referenzqualifikation verzichtet. 

[ggf. einfügen: Weitere notwendige Unterlagen haben wir bis zum Klicken oder tippen Sie, um ein Datum einzugeben. erhalten.] 

Sie haben im Zeitraum von [Jahr Ausbildungsbeginn] bis [Jahr Ausbildungsende] in [Ausbildungsstätte (Ausbildungsland)] erfolgreich [eine berufsqualifizierende Ausbildung / ein berufsqualifizierendes Studium] als [Titel Abschluss Ausbildung oder Studium in landessprachliche Bezeichnung + wenn möglich Transliteration] absolviert. 

[ggf. Textbaustein zu Abgeschlossenheit der Ausbildung einfügen: Die Registrierung als [Titel Abschluss Ausbildung oder Studium] in der [ausstellende Kammer/Institution] erfolgte am [Datum]. 
[ODER]
Die Fachprüfung wurde nach dem 6-monatigen Pflichtpraktikum am [Datum] abgelegt.
[ODER vergleichbar]

Bewertung[footnoteRef:1]: [1:  Die folgenden Seiten umfassen die „rechtliche Würdigung“] 

Zu 1. (Ergebnis)
Die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Wählen Sie ein Element aus. richtet sich nach dem Pflegeberufegesetz (PflBG) vom 17.07.2017 und der Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung (PflAPrV) vom 02.10.2018 in der jeweils derzeitig gültigen Fassung.
[optional: [Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.] ist für den Erlass dieses Bescheids sachlich und örtlich zuständig (gem. Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.)] 
Für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung ist grundsätzlich die Anerkennung Ihrer Berufsqualifikation erforderlich. Diese setzt voraus, dass Sie in Ihrem Herkunftsstaat eine/ein Wählen Sie ein Element aus. abgeschlossen haben und diese Ausbildung mit der deutschen Ausbildung gleichwertig ist (§ 40 Abs. 1 PflBG). 
Die von Ihnen absolvierte Ausbildung wurde erfolgreich beendet. Auf dieser Grundlage erwarben Sie die Berufsausübungserlaubnis und weisen somit eine abgeschlossene Ausbildung im Sinne des § 40 Abs. 1 PflBG nach.
Verzicht auf die Gleichwertigkeitsprüfung
Sie haben uns mitgeteilt, dass Sie auf die Prüfung der Gleichwertigkeit (gemäß §40 Abs. 3a PflBG) verzichten möchten. Sie wurden darüber aufgeklärt, dass Sie diese Entscheidung nicht mehr rückgängig machen können. 
[bookmark: _Hlk221518129]Zu 2. (Nachweis des gleichwertigen Kenntnisstands)
Zum Nachweis Ihres Kenntnisstands, müssen Sie (gemäß § 40 Abs. 3 PflBG) entweder 
· eine Kenntnisprüfung ablegen oder
· einen Anpassungslehrgang mit anschließendem Abschlussgespräch durchführen. 
Sie haben das Recht, zwischen der Kenntnisprüfung und dem Anpassungslehrgang zu wählen. Sobald Sie mit einer der beiden Anpassungsmaßnahmen begonnen haben, ist ein Wechsel nicht mehr möglich. 
Teilen Sie uns Ihre Entscheidung bitte schnellstmöglich mit.
Möglichkeit 1: Kenntnisprüfung
In der Kenntnisprüfung (nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des PflBG i.V.m § 45 PflAPrV) weisen Sie nach, dass Sie über die Kompetenzen verfügen, die zur Ausübung des Berufs Wählen Sie ein Element aus. in Deutschland erforderlich sind. Die Kenntnisprüfung besteht aus einem mündlichen und einem praktischen Teil. Sie ist erfolgreich abgeschlossen, wenn Sie beide Prüfungsteile bestehen. 
Wenn Sie den mündlichen Teil der Kenntnisprüfung oder eine oder mehrere Pflegesituationen des praktischen Teils nicht bestehen, dürfen Sie diese jeweils einmal wiederholen.
Die Inhalte der Kenntnisprüfung (Pflegesituationen, Versorgungsbereiche, Fachgebiete, Fächer) richten sich nach der staatlichen Abschlussprüfung. 
Mündlicher Teil der Kenntnisprüfung: Die mündliche Prüfung dauert 45-60 Minuten und prüft mindestens drei Kompetenzbereiche: 
[einfügen: Präzisierung der geprüften Kompetenzbereiche mit Aufzählungszeichen]
Während der Prüfung der Kompetenzbereiche müssen Sie Ihre Fachkompetenz, Sozialkompetenz und Selbstständigkeit zur Ausübung des Berufs Wählen Sie ein Element aus. nachweisen.
Praktischer Teil der Kenntnisprüfung: In der praktischen Prüfung müssen Sie anhand der folgenden Wählen Sie ein Element aus. Pflegesituationen (jeweils maximal 120 Minuten) zeigen, dass Sie unterschiedliche Kompetenzbereiche beherrschen:
[einfügen: Präzisierung der Pflegesituationen mit Aufzählungszeichen] 

Möglichkeit 2: Anpassungslehrgang
Im Anpassungslehrgang (nach § 40 Absatz 3 Satz 2 PflBG i.V.m § 44 PflAPrV) üben Sie den Beruf Wählen Sie ein Element aus. über einen Zeitraum von Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. Wählen Sie ein Element aus. unter Aufsicht von Personen aus, die über die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung verfügen. Ziel des Anpassungslehrgangs ist es, festzustellen, dass Sie über die erforderlichen Kompetenzen zur Ausübung des Berufes Wählen Sie ein Element aus. verfügen. 
Der Anpassungslehrgang besteht aus theoretischem und praktischem Unterricht oder praktischen Ausbildungseinheiten mit theoretischer Unterweisung oder beidem. Durchgeführt wird er an einer staatlich anerkannten Pflegeschule oder einer als vergleichbar anerkannten Einrichtung. 
Den Anpassungslehrgang schließen Sie mit einer Prüfung über die vermittelten Kompetenzen in Form eines Abschlussgespräches ab. Senden Sie uns nach dem Anpassungslehrgang die Bescheinigung über das Bestehen oder Nichtbestehen zu. 
Wenn sich im Abschlussgespräch ergibt, dass Sie noch nicht über die notwendigen Kompetenzen verfügen, kann der Lehrgang einmalig verlängert werden. Nach der Verlängerung folgt ein weiteres Abschlussgespräch. Wenn Sie das zweite Abschlussgespräch nicht bestehen sollten, können Sie den Anpassungslehrgang einmalig wiederholen. 
Eine Verlängerung des Anpassungslehrgangs kann nach Rücksprache auch schon vor dem ersten Abschlussgespräch beantragt werden. Es besteht aber auch die Möglichkeit Ihren Anpassungslehrgang zu verkürzen. Voraussetzung dafür ist, dass Sie vor Ablauf der festgelegten Lehrgangsdauer zeigen können, dass Sie bereits alle erforderlichen Kompetenzen für die Ausübung des Berufs beherrschen. 
Die Einrichtung, die den Anpassungslehrgang anbietet, kann bei der zuständigen Behörde schriftlich beantragen, dass der Anpassungslehrgang verlängert oder verkürzt werden muss. Der Antrag gilt als genehmigt, wenn dieser nicht innerhalb von zwei Wochen abgelehnt wird.  Eine geeignete Person muss die Verlängerung oder Verkürzung begründen. Geeignet sind insbesondere Fachprüferinnen oder Fachprüfer sowie Praxisanleiterinnen oder Praxisanleiter, die den Teilnehmer oder die Teilnehmerin während des Anpassungslehrgangs betreut haben. 
Theoretische Unterweisung während des Anpassungslehrgangs
[einfügen: in welchen Kompetenzbereichen nach Anlage 2 PflAPrV ist theoretische Unterweisung erforderlich; Aufzählungszeichen]
Praktische Ausbildung während des Anpassungslehrgangs
[einfügen: Orientierungsansatz/Vertiefungsansätze jeweils mit Dauer]
Für die Wahl zwischen Kenntnisprüfung und Anpassungslehrgang empfehlen wir Ihnen, sich fachlich beraten zu lassen. Informationen zur Suche einer passenden Beratungsstelle finden Sie auf dem beigelegten Schreiben: „Nach dem Bescheid – wie geht es weiter?“. 
Zu 3. (Kosten)
Für die Ausstellung dieses Bescheids fallen Verwaltungskosten in Höhe von  Euro gemäß [Einfügen: entsprechende Landeskostenverordnung] an.
[optional:] Bitte überweisen Sie den genannten Betrag innerhalb eines Monats auf folgendes Konto:
	
	Empfänger:
	[Einfügen]

	
	Verwendungszweck [z. B. Name der antragstellenden Person]:
	[Einfügen]

	
	IBAN:
	[Einfügen]

	
	BIC:
	[Einfügen]

	
	Bankinstitut: 
	[Einfügen]



Rechtsbehelfsbelehrung
[Beispiel (Anzupassen an jeweiliges Landesrecht)]: 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim [Einfügen: entsprechendes Verwaltungsgericht/Behörde] [Widerspruch einlegen bzw. Klage erheben]. [Der Widerspruch bzw. die Klage] erfolgt schriftlich].
[Im Widerspruch bzw. in der Klage] müssen Sie den [Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen], ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. [Dem Widerspruch bzw. der Klageschrift] sollten Sie diesen Bescheid beifügen (als Original oder Kopie). 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
· [Ein Widerspruch bzw. eine Klage] per E-Mail ist nicht zugelassen und nicht rechtlich wirksam.
· [optional:] Informationen [zum/zur elektronische/n Widerspruch bzw. Klageerhebung] finden Sie unter folgender Website: [einfügen: Website]
· [Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.] 
[bookmark: _Hlk221518906]Vielen Dank, dass Sie mit Ihren Fähigkeiten in Deutschland arbeiten möchten. Wir hoffen, dass Sie Ihren Berufswunsch in Deutschland weiter verfolgen. Bitte informieren Sie uns über Ihre nächsten Schritte. 

Mit freundlichen Grüßen
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Hinweis: Bitte lesen Sie das beigefügte Informationsschreiben „Nach dem Bescheid – wie geht es weiter“.
Kontaktieren Sie uns bitte, falls Sie Schwierigkeiten haben, den Bescheid zu verstehen 
(Note: If you have trouble understanding the following document, please contact us – we will be happy to help you!). 

Anlagen
· Beigefügtes Informationsschreiben
· [optional: Kostenfestsetzungsbescheid]
· [einfügen: falls weitere Anhänge vorliegen]
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